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VORWORT


Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat am 10. April 2018 die Bewertung im Rahmen der Erhebung der Grundsteuer durch Einheitswerte für verfassungswidrig erklärt. Die Einheitsbewertung ist mit Artikel 3 Abs. 1 GG unvereinbar. Dem Gesetzgeber wurde eine Frist zur Neuregelung bis zum 31. Dezember 2019 gesetzt. Bis zu diesem Zeitpunkt gelten die bestehenden Regeln weiterhin. Nach getroffener Neuregelung dürfen die beanstandeten Regelungen noch für weitere fünf Jahre ab der Verkündung - längstens aber bis zum 31. Dezember 2024 – unverändert angewendet werden.1


Infolgedessen einigten sich der Bund und die Bundesländer zum 26. November 2019 auf das Gesetz zur Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts GrStRefG2. Die festgestellten Einheitswerte auf den 1. Januar 1935 (neue Bundesländer) und 1. Januar 1964 (alte Bundesländer) werden im Zuge der Grundsteuerreform zum 31. Dezember 2024 ihre Gültigkeit verlieren und dürfen ab dem 1. Januar 2025 nicht mehr als Berechnungsgrundlage für die Grundsteuer herangezogen werden.3 Das Gesetz regelt das sogenannte Bundesmodell. Bei der Umsetzung des Bundesmodells bleibt das bisherige Verfahren zur Berechnung der Grundsteuer grundsätzlich erhalten. Gleichzeitig besteht durch die sogenannte Länderöffnungsklausel für die Bundesländer die Möglichkeit, zum Bundesmodell ergänzende Regelungen zu treffen (Art. 72 Abs. 3 Nr. 7 GG).4


Im Bereich der Land- und Forstwirtschaft werden alle Länder das Bundesmodell nahezu unverändert anwenden.5 Abweichungen durch landeseigene Modelle, die zu individuellen Berechnungsmodellen führen, gibt es insbesondere für den Bereich des Grundvermögens.6 Berlin, Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen folgen dem Bundesmodell und setzen damit das Bundesgesetz unmittelbar um.7 Das Saarland und Sachsen nutzen ebenfalls die Bundesregelung, weichen lediglich bei der Höhe der Steuermesszahlen ab.8, 9, 10


Die Grundsteuer ist die älteste bekannte Steuer in Deutschland und knüpft als Objektsteuer an dem inländischen Grundbesitz (sogenannter Steuergegenstand) an.11 Jedes Jahr führt sie zu


Einnahmen bei Städten und Gemeinden von rund EUR 14 Mrd.12 Dieses Geld wird von den Grundstücks-, Wohnungs- bzw. Hauseigentümern gezahlt. Bei Mietwohnungen sind faktisch die Mieter mit der Aufbringung der Grundsteuer belastet, da sie grundsätzlich von den Vermietern über die Betriebskosten auf die Mieter umgelegt werden kann (§ 2 BetrKV).13


Die Grundsteuer wird in drei Kategorien von A bis C unterschieden.14 Unter die Grundsteuer A fallen alle Betriebe der Land- und Forstwirtschaft.15 Zur Grundsteuer B zählen sowohl bebaute als auch unbebaute Grundstücke, die nicht der Land- und Forstwirtschaft dienen. Sie werden als Grundvermögen bezeichnet.16 Die Grundsteuer C ist mit dem Gesetz zur Änderung des Grundsteuergesetzes zur Mobilisierung baureifer Grundstücke für die Bebauung wieder neu eingeführt worden.17 Grundstückseigentümer sollen mit der Grundsteuer C dazu motiviert werden, sich schneller für eine Bebauung zu entscheiden.18 Dazu können Städte und Gemeinden unbebaute baureife Grundstücke durch einen gesonderten kommunalen Hebesatz höher belasten. Die Grundsteuer C wurde bereits 1961 und 1962 erhoben, jedoch wegen ihrer geringen Steuerungswirkung – unter der Anwendung von spezifischen Einzelfallregelungen - wieder abgeschafft.19, 20


Zur Feststellung des Grundsteuerwertes sind nach § 266 BewG künftig neben der Grundstücks- und Wohnfläche der Bodenrichtwert sowie die Gebäudeart und das Baujahr des Gebäudes mit den Verhältnissen zum 1. Januar 2022 von Bedeutung.21 Die Festsetzung und die Erhebung der Grundsteuer erfolgen durch die Städte und Gemeinden auf Basis der von den Finanzämtern festgestellten Grundsteuerwerten. Mit der vom Bundesverfassungsgericht gesetzten Frist, die Reform bis Ende 2024 umzusetzen, stehen den verschiedenen Akteuren umfangreiche und teilweise neue Aufgaben bevor, die eine stringente Planung erfordern.22 Die Neubewertung führt zweifelsfrei für alle Akteure zu einem erhöhten Aufwand.


Für die Umsetzung der Grundsteuerreform sind die Finanzämter auf die Mithilfe der Grundstückseigentümer angewiesen. Diese müssen die Erklärungen zur Feststellung des Grundsteuerwerts vollständig und rechtzeitig beim Finanzamt einreichen.23 Die Auswirkungen auf die Höhe der Grundsteuern für die Grundstückseigentümer sowie indirekt auch für die Mieter bedarf einer detaillierten Analyse. Insbesondere die spezifischen Regelungen der einzelnen Bundesländer und standortindividuellen Besonderheiten erhöhen die Komplexität der Untersuchung und damit die differenzierte Notwendigkeit der Betrachtung der steuerlichen Auswirkungen der sogenannten Grundsteuer B und C für Eigentümer von Einfamilienhäusern, Geschäftsgrundstücken, unbebauten aber baureifen Grundstücken und für Mieter auf der Grundlage von Mietwohngrundstücken durch das GrStRefG vom 26. November 2019.


Eine Übersicht der wesentlichen zeitlichen Entwicklungsschritte für die Erhebung der neuen Grundsteuer stellt die nachfolgende Abbildung dar. Auf die einzelnen Ereignisse wird im weiteren Verlauf eingegangen.
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KAPITEL I. EINLEITUNG


1.1. Gegenstand der Untersuchung


1.1.1. Allgemeines


Die Grundsteuer besteuert nach § 2 GrStG als Real- oder Objektsteuer den im Inland liegenden Grundbesitz. Das sind Betriebe der Land- und Forstwirtschaft oder Grundstücke.24 Damit bezieht sie sich auf eine Bestandsgröße, weshalb die Grundsteuer zu den verlässlichsten und konstantesten Steuereinnahmen für die Städte und Gemeinden gehört.25, 26 Steuerschuldner ist nach § 10 GrStG der Eigentümer des Grundstücks. Er haftet für die Steuerschuld persönlich und die Grundsteuer ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück. Ein Ausfall der Steuereinnahmen für die Städte und Gemeinden ist damit faktisch ausgeschlossen.27


Die Gesetzgebungshoheit zur Grundsteuer konkurriert nach Art. 105 Abs. 2 GG zwischen dem Bund und den Bundesländern. Der Bund hat hiervon bislang immer Gebrauch gemacht. Während die Verwaltungshoheit den Bundesländern und den Städten und Gemeinden nach Art. 108 GG zusteht, liegt die Ertragshoheit ausschließlich bei den Städten und Gemeinden (Art. 106 Abs. 6 GG). Diesen fließen die Steuereinnahmen zu. Das Statistische Bundesamt verzeichnete im Jahr 2020 ein Steueraufkommen der Grundsteuer A und B vor der Steuerverteilung von rund EUR 14,5 Mrd.28 Die Erhebung verteilt sich auf ungefähr 36 Mio. wirtschaftliche Einheiten – verteilt auf bebaute und unbebaute Grundstücke sowie Betriebe der Land- und Forstwirtschaft - in ganz Deutschland.29, 30


1.1.2. Historische Entwicklung


Die Grundsteuer gehört zu den ältesten Formen der direkten Besteuerung. Die bereits in der Antike bekannte Grundsteuer wurde zunächst von den Römern auch in Zentraleuropa publik und später über Umwege zu einer Pflichtsteuer entwickelt. Durch unmittelbare Anknüpfung am sichtbaren Grundbesitz, erlangte die Grundsteuer im Zeitalter der Agrarwirtschaft eine beherrschende Stellung in den geltenden Steuersystemen.31 Während die älteren Grundsteuererhebungen nur grobe Schätzungen des Bodenwerts nach dem Flächeninhalt kannten, wurden durch das Katasterwesen im 18. Jahrhundert die Ermittlungen um die Kriterien der Bonitierung nach Kulturart sowie der Bodenqualität erweitert und stellten die Grundlage der einzelstaatlichen Ertragssteuersysteme des 19. Jahrhunderts dar. Durch die Miquel´sche Steuerreform von 1891 bis 1893 wurde die Erhebung der Grundsteuer zwischenzeitlich den Städten und Gemeinden überlassen, während durch die Reichsfinanzreform 1920 die Erhebung den Bundesländern zugestanden wurde. Mit der Realsteuerreform von 1936 wurde die Erhebung der Grundsteuer erneut den Städten und Gemeinden zugesprochen. In Folge des Erlasses der neuen Grundsteuervorschriften im Jahr 1945 wurde die Grundlage des - seit dem Jahr 1951 geltenden - bundeseinheitlichen Grundsteuergesetzes geschaffen.32 In den Jahren 1961 und 1962 bestand neben der Grundsteuer A und B ein Grundsteuertyp C, die sog. Baulandsteuer. Diese wurde jedoch wegen ihrer geringen Steuerungswirkung wieder abgeschafft.33 Unter die Grundsteuer A fallen alle Betriebe der Land- und Forstwirtschaft und unter die Grundsteuer B sowohl bebaute als auch unbebaute Grundstücke, die nicht der Land- und Forstwirtschaft dienen. Sie werden als Grundvermögen bezeichnet.34, 35


Die aus der Grundsteuer in Deutschland generierten Steuereinnahmen entfallen in den vergangenen zehn Jahren überwiegend auf die Grundsteuer B:
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Aufgrund des vergleichsweise geringen Steueraufkommens aus der Grundsteuer A und den damit verbundenen relativ geringen steuerlichen Belastungen, die nur einen Teil der Bevölkerung betreffen, wird im Folgenden auf die Untersuchung und Analyse der Grundsteuer A verzichtet. Die Grundsteuer B stellt den Untersuchungsschwerpunkt dar, da rund 97 % der grundsteuerlichen Belastungen der Grundstückseigentümer und Mieter innerhalb der vergangenen zehn Jahre auf diesen Grundsteuertyp entfallen sind.


1.1.3. Veraltete Bewertung


Das erste einheitliche Bewertungsgesetz wurde am 16. Oktober 1934 ausgefertigt.37 Die in diesem Zusammenhang erfolgte erste sogenannte Hauptfeststellung des Grundbesitzes, bei der die Feststellung sämtlicher benötigter Einheitswerte des Grundbesitzes erfolgte, fand in Deutschland zum 1. Januar 1935 statt (§§ 125 Abs. 1, 129 Abs. 1, 132 Abs. 1, 133 BewG). Die sich hiernach ergebenden Einheitswerte werden in den neuen Bundesländern seitdem angewendet (sog. Ersatzbemessungsgrundlage).38 Im alten Bundesgebiet wurde anschließend eine weitere Hauptfeststellung durchgeführt. Die hierdurch ermittelten Einheitswerte mit Wirkung zum 1. Januar 1964 finden seitdem in den alten Bundesländern Anwendung (§§ 121a, 125 Abs. 5 BewG).


Angesichts des zeitlichen Abstands zwischen den beiden letzten Hauptfeststellungen ist davon auszugehen, dass sich auch die Relationen zwischen den verschiedenen Grundstückswerten geändert haben und weiterhin ändern werden. So sind zum Beispiel veraltete Preisverhältnisse für die Einheitswerte von Gebäuden entscheidend.39 Moderne Gebäude werden heute nach Standards gebaut, die es vor Jahrzehnten noch nicht gab. Dadurch sind nicht alle Grundstücke in gleichem Maße von der Verzerrung betroffen, sondern aufgrund unterschiedlicher Wertentwicklungen werden vergleichbare Grundstücke nun unterschiedlich durch die alten Einheitswerte belastet, weil seit dem Jahr 1964 keine Alterswertminderung mehr berücksichtigt wurde. Somit wird ein im Jahr 1964 bezugsfertiger Neubau ohne Alterswertminderung, wie ein im Jahr 2020 bezugsfertiger Neubau bewertet. Nicht zuletzt aufgrund der besseren Ausstattung sowie der einzuhaltenden energetischen und rechtlichen Vorgaben müsste ein neues Haus mit dem Baujahr 2020 einen höheren Einheitswert aufweisen.40 Die Gruppierung nach dem Gebäudetyp enthält neben der Gruppierung nach dem Baujahr darüber hinaus weitere verschiedene Bestimmungen, die häufig zu erheblichen Abweichungen führen können. So hat sich beispielsweise das Verkehrswertniveau von Einfamilienhäusern zwischen 1964 und 2020 anders entwickelt als das Niveau der Verkehrswerte von unbebauten Grundstücken, Mietwohngrundstücken oder Geschäftsgrundstücken.41


In Deutschland sind die Bau- und Immobilienpreise insbesondere seit 2010 stark gestiegen. Diese Preisentwicklung hängt von einer Reihe von demografischen und wirtschaftlichen Faktoren ab. Bei der Grundsteuerberechnung werden beispielsweise unterschiedliche Ausstattungsarten, Baumängel oder Renovierungen für die Ermittlung der Einheitswerte nicht berücksichtigt. Der Wert des Gebäudes spiegelt nur die historischen Anschaffungskosten wider.42 Um den Wert der Immobilie zu ermitteln, sollte dieser Gebäudewert mit Hilfe eines Wertindexes weiter an die Marktbedingungen angepasst werden.


Aber auch eine wachsende Bevölkerung, Wohnungsknappheit und niedrige Zinsen trieben die Preise neben der expansiven Geldpolitik der Zentralbanken in den vergangen Jahren in die Höhe. Bundesweit sind unter anderem aus diesen Gründen, die durchschnittlichen Grundstückspreise im vergangenen Jahrzehnt deutlich angestiegen. Preise für Ein- und Zweifamilienhäuser sowie für Eigentumswohnungen sind in den Jahren zwischen 2010 und 2020 um rund 65 % gestiegen. Der Preisindex für Bauland zeigt die Entwicklung der Preise für unbebaute, baureife Grundstücke ab 100 Quadratmeter. In den Jahren zwischen 2010 und 2020 stiegen die Preise für Baugrundstücke um 102 %, während die Inflationsrate im gleichen Zeitraum nur um 14 % stieg.43
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Folglich stellen die Wertansätze aus dem Jahr 1935 bzw. dem Jahr 1964 nur einen Bruchteil der aktuellen Verkehrswerte dar. Über diesen langen Zeitraum sind - in Abhängigkeit der jeweiligen Städte und Gemeinden – gravierende Differenzen in der tatsächlichen Wertentwicklung festzustellen. Es wurden unter anderem neue Straßen gebaut, neue Wohngebiete erschlossen, Industriegelände neu eingeteilt, die Infrastruktur vielerorts erheblich verändert. Bei Grundstücken, deren Wert durch diese Entwicklungen positiv beeinflusst wurde, war die Steuerlast aufgrund der Einhaltung der historischen Wertverhältnisse tendenziell geringer, während Grundstücke, die durch diese Entwicklungen benachteiligt wurden, durch die Anpassung der Hebesätze tendenziell stärker belastet wurden.45


Die erfolgte Vernachlässigung der unterschiedlichen Wertentwicklung verschiedener Grundstücke steht im Widerspruch zum Bewertungsgesetz, das ausdrücklich eine regelmäßige Anpassung der festgestellten Einheitswerte vorsieht. Mit weiterer Zunahme der unterschiedlichen Entwicklungen von Grundstückspreisen, stieg gleichzeitig der Handlungsdruck zur Reform durch den Gesetzgeber.


1.1.4. Reformierte Bewertung


Das Bundesverfassungsgericht hat am 10. April 2018 die Bewertung im Rahmen der Erhebung der Grundsteuer durch Einheitswerte für verfassungswidrig erklärt. Die Einheitsbewertung ist mit Artikel 3 Abs. 1 GG unvereinbar. Dem Gesetzgeber wurde eine Frist zur Neuregelung bis zum 31. Dezember 2019 gesetzt. Bis zu diesem Zeitpunkt gelten die bestehenden Regeln weiterhin. Nach getroffener Neuregelung dürfen die beanstandeten Regelungen noch für weitere fünf Jahre ab der Verkündung - längstens aber bis zum 31. Dezember 2024 – unverändert angewendet werden.46


Das Grundsteuer-Reformgesetz47 wurde vom Gesetz vom 15. November 201948, das der Änderung des Grundgesetzes diente sowie dem Gesetz zur Änderung des Grundsteuergesetzes zur Mobilisierung von baureifen Grundstücken für die Bebauung vom 30. November 201949 begleitet.50 Das GrStRefG regelt das sogenannte Bundesmodell. Bei der Umsetzung des Bundesmodells bleibt das bisherige grundsätzliche Verfahren zur Berechnung der Grundsteuer erhalten:


Grundsteuerwert x Steuermesszahl x Hebesatz = Grundsteuer51


Die festgestellten Einheitswerte auf den 1. Januar 1935 (neue Bundesländer) und 1. Januar 1964 (alte Bundesländer) werden durch die Grundsteuerreform am 31. Dezember 2024 ihre Gültigkeit verlieren und dürfen ab dem 1. Januar 2025 nicht mehr als Berechnungsgrundlage für die Grundsteuer herangezogen werden.52 Gleichzeitig besteht durch die sog. Bundesländeröffnungsklausel für die Bundesländer die Möglichkeit, zum Bundesmodell ergänzende Regelungen zu treffen (Art. 72 Abs. 3 Nr. 7 GG). Berlin, Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen folgen dem Bundesmodell und setzen damit das Bundesgesetz für den Bereich des Grundvermögens (Grundsteuer B) unmittelbar um.53 Mit der vom Bundesverfassungsgericht gesetzten Frist, die Reform bis zum 31. Dezember 2024 umzusetzen, stehen den verschiedenen Akteuren umfangreiche und teilweise neue Aufgaben bevor, die eine stringente Planung erfordern.


Für die Umsetzung der Grundsteuerreform sind die Finanzämter auf die Mithilfe der Grundstückseigentümer angewiesen. Diese müssen die Erklärungen zur Feststellung des Grundsteuerwerts vollständig und rechtzeitig beim Finanzamt einreichen. Durch rechtzeitiges agieren des Gesetzgebers sind für alle wirtschaftlichen Einheiten des Grundbesitzes neue Bemessungsgrundlagen für Zwecke der Grundsteuer zum Bewertungsstichtag 1. Januar 2022 zu ermitteln und der Finanzverwaltung bis zum 31. Oktober 2022 mitzuteilen.54 Zur Feststellung des Grundsteuerwertes sind neben der Grundstücks- und Wohnfläche der Bodenrichtwert sowie die Gebäudeart und das Baujahr des Gebäudes mit den Verhältnissen zum 1. Januar 2022 von Bedeutung (§ 266 Abs. 1 BewG).55 Die Festsetzung und die Erhebung der Grundsteuer erfolgen durch die Städte und Gemeinden auf Basis der von den Finanzämtern festgestellten Grundsteuerwerten (§ 266 Abs. 2 BewG). Mit der Reform der Grundsteuer soll grundsätzlich keine Veränderung des Grundsteueraufkommens erfolgen.56 Die neu berechnete Grundsteuer ist ab dem Jahr 2025 auf Grundlage des Grundsteuerbescheides zu zahlen.57


Die Grundsteuer wird von den unterschiedlichen Grundstücks-, Wohnungs- bzw. Hauseigentümern gezahlt. Bei Mietwohnungen sind faktisch die Mieter mit der Aufbringung der Grundsteuer belastet, da die Grundsteuer grundsätzlich von den Vermietern über die Betriebskosten auf die Mieter umgelegt werden kann (§ 2 BetrKV).


Die Auswirkungen auf die Höhe der Grundsteuern bedarf somit für die Eigentümer von Geschäftsgrundstücken einer detaillierten Analyse. Insbesondere die bundesländerspezifischen Regelungen und standortindividuellen Besonderheiten erhöhen die Komplexität der Untersuchung und damit die differenzierte Notwendigkeit der Betrachtung der steuerlichen Auswirkungen der sog. Grundsteuer B für Eigentümer von Geschäftsgrundstücken durch das GrStRefG.


1.2. Zielsetzung und Forschungshypothesen


Das Ziel der Untersuchung besteht darin, die komplizierten gesetzlichen Regelungen und Besonderheiten zusammenzutragen und basierend auf dessen Grundlage anhand von Modellberechnungen, Tendenzen für zu kategorisierende unterschiedliche Arten von Grundstücksobjekten, Grundstückslagen sowie möglichen weiteren Varianten abzuleiten und damit einen Richtwert zur künftigen steuerlichen Be- oder Entlastung den Eigentümern von Geschäftsgrundstücken zur Verfügung stellen zu können.


Der Autor stellt folgende Hypothesen auf:


Auf der Grundlage getroffener Kategorisierungen können - unter der Zuhilfenahme von Durchschnittswerten - durch Modellrechnungen typische Szenarien für die steuerliche Be- und Entlastung von Eigentümern von Geschäftsgrundstücken dargestellt werden.


Aus den Kategorisierungen und den Ergebnissen der Modellrechnungen lassen sich unterschiedliche Richtwerte für die Praxis ableiten.


1.3. Zur gesellschaftlichen, steuerlichen und praktischen Relevanz der Untersuchung


Die Analyse der steuerlichen Auswirkungen der sogenannten Grundsteuer B ist von gesellschaftlicher, steuerlicher und praktischer Relevanz wie auch von hoher Aktualität.


1.3.1. Gesellschaftliche Relevanz


Die Erhebung der Grundsteuer erfolgt grundsätzlich ohne die Berücksichtigung der persönlichen Verhältnisse des jeweiligen Steuerpflichtigen. Es sollte das objektive Nettoprinzip Anwendung finden. Nach dem objektiven Nettoprinzip sind nur die Nettoeinnahmen Gegenstand der Einkommensbesteuerung. Werbungskosten oder Betriebsausgaben sind von den Einnahmen abzuziehen. Dies würde bedeuten, dass der Wert des Grundbesitzes um die mit ihr verbundenen Schulden verringert werden müsste. Belastungen des Grundstücks, wie Hypotheken oder Grundschulden, werden bei der Festsetzung der Grundsteuer jedoch nicht berücksichtigt. Das subjektive Nettoprinzip verhindert die Besteuerung des Existenzminimums. Die für eigene Wohnzwecke genutzten Grundstücke müssten demnach grundsteuerbefreit sein.58 Das objektive und subjektive Nettoprinzip sind aus Art. 3 GG abzuleiten und Ausfluss des Leistungsfähigkeitsprinzips. Nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip sollte das gesamte Weltvermögen besteuert werden, nicht nur der in Deutschland belegene Grundbesitz. Als Real- oder Vermögenssteuer kann die Grundsteuer das Leistungsfähigkeitsprinzip somit nicht erfüllen. Bei der Ablehnung des Leistungsfähigkeitsprinzip als Grundlage für die Erhebung der Grundsteuer, ist das Äquivalenzprinzip heranzuziehen. Nach dem Äquivalenzprinzip ist derjenige, der von einer Leistung einen Vorteil hat, nach Maßgabe dieses Vorteils über eine entsprechende Abgabe zur Finanzierung dieser Leistung heranzuziehen. Dieses verbindet somit die Einnahmenseite (Belastung der Bürger) und die Ausgabenseite (Leistungsangebot) einer Stadt bzw. Gemeinde miteinander. Es sollen nur die Bürger zur Grundsteuer veranlagt werden, die die Leistungen der Stadt bzw. Gemeinde auch in Anspruch nehmen wollen bzw. können.59 Auch das Äquivalenzprinzip liefert letztlich keine überzeugende Rechtfertigung für die Grundsteuerbelastung. Zwar ist die Berufung auf dieses Prinzip nicht so abwegig wie die Berufung auf das Leistungsfähigkeitsprinzip, aber von der Äquivalenz zwischen der Zahlung der Steuer und der Leistung der Gemeinde ist die Grundsteuer weit entfernt.60


Die Belastung der Gesellschaft mit der Grundsteuer ist anhand des Leistungsfähigkeits- und Äquivalenzprinzips somit umstritten, gleichwohl ist die steuerliche Veranlagung von gesamtgesellschaftlicher Bedeutung, da die Grundsteuereinnahmen mit rund 14 % der kommunalen Steuereinnahmen eine wichtige Einnahmequelle für Städte und Gemeinden darstellen. Zudem fließt die Grundsteuer stetig, unterliegt jedenfalls kurzfristig keinen Konjunktureinflüssen wie z. B. die Gewerbe- oder Einkommensteuer, sie ist verlässlich, da Grund und Boden nicht verlagert werden können, wie etwa Betriebe oder Steuerpflichtige. Zusätzlich ist die Grundsteuer kommunal gestaltbar, da die Städte und Gemeinden die Hebesätze festlegen.61


Die Gesetzesreform betrifft neben den Eigentümern auch die Mieter von Grundbesitz. Darüber hinaus unterliegen auch Gewerbetreibende, Freiberufler für ihr gewerblich oder freiberuflich genutztes Gebäude sowie Betriebe der Land- und Forstwirtschaft der Grundsteuer.62, 63 Damit betrifft die Gesetzesreform unmittelbar weite Teile der Gesellschaft. Die enorme gesellschaftliche Bedeutung wird auch dadurch bestätigt, dass das Steuerportal Elster, mit welchem die Steuerpflichtigen die Feststellungserklärung abgeben, dem großen Andrang Anfang Juli 2022 nicht gewachsen war. Teilweise war der Zugang für Steuerpflichtige aufgrund von Überlastungen bis auf Weiteres nicht möglich.64


1.3.2. Steuerliche Relevanz


Das Statistische Bundesamt verzeichnete im Jahr 2020 ein Steueraufkommen der Grundsteuer A und B vor der Steuerverteilung von rund EUR 14,5 Mrd.65 Neben der Gewerbesteuer sowie dem Gemeindeanteil an der Einkommenssteuer stellt die Grundsteuer eine wichtige Einnahmequelle für Städte und Gemeinden dar.66 Während die Einnahmen aus der Grundsteuer A fiskalisch von untergeordneter Bedeutung sind, ist insbesondere die Grundsteuer B von nachhaltiger Bedeutung (Abbildung 2). Eine Schätzung der künftigen Steuereinnahmen aus der Grundsteuer C wurde vom Bundesministerium der Finanzen bisher nicht veröffentlicht.


1.3.3. Praktische Relevanz


Die geänderte Ermittlungsgrundlage des Bundes und die teils differenzierte Ermittlungsgrundlage der Bundesländer führen zu einer unterschiedlichen steuerlichen Be- oder Entlastung von Grundstückseigentümern und indirekt auch für die Mieter. Damit betrifft die Reform praktisch alle Bürgerinnen und Bürger, sei es als private bzw. gewerbliche Eigentümer oder Mieter.67


Bei der Grundsteuer gilt das sog. Stichtagsprinzip. Für die Grundsteuerfestsetzung sind die Verhältnisse zu Beginn eines jeweiligen Kalenderjahres maßgebend.68 Die auf den 1. Januar 2022 festzustellenden Angaben sind von dem zu diesem Zeitpunkt rechtlichen Grundstückseigentümer in einer Feststellungserklärung dem zuständigen Finanzamt zu übermitteln (§ 266 Abs. 1 BewG). Durch öffentliche Bekanntmachung vom 30. März 2022 hat das BMF alle Steuerpflichtigen zur Abgabe der Feststellungserklärung aufgefordert, die Grundvermögen in einem Bundesland mit Anwendung des Bundesmodell oder im Saarland oder Sachsen vorzuweisen haben.69 Bundesländer mit landeseigenem Grundsteuerberechnungsmodell hatten ebenfalls geplant, ihre Steuerpflichtigen im Zeitraum von April bis Juni 2022 durch die unterschiedlichsten Möglichkeiten zu informieren.70
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